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Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB), Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sachsen-

Anhalt bedankt sich für die Möglichkeit, zum oben genannten Entschließungsantrag 

Stellung zu nehmen.  

 

Das Vorhaben, die strategische Anpassung an ein zunehmendes Deliktsfeld bereits im 

Rahmen der Ausbildung zu beabsichtigten, ist grundsätzlich sehr begrüßenswert. Je-

doch bestehen erhebliche Bedenken hinsichtlich der Einführung eines Studienschwer-

punktes zur Spezialisierung im Bereich Cybercrime. 

Im Folgenden wird insbesondere zu den Bereichen Nachwuchswerbung und Grund-

kenntnisse (I) sowie zur Spezialisierung und Direkteinstieg (II) Stellung genommen.  

 
I. 

Es ist Realität, dass nur sehr wenige Polizeibeamt*innen nach dem Studium ein Inte-

resse an dem Bereich Cybercrime haben. Dies erkennt man auch regelmäßig daran, dass 

auf ausgeschriebene Posten im Bereich Cybercrime kaum Bewerbungen eingehen.  

Ein Ziel des Entschließungsantrags der FDP ist es daher, proaktiv Bewerber*innen für 

den Bereich „Cybercrime“ zu werben - z. B. im Zuge von Jobmessen und des Bewer-

bungsverfahrens. 

Den Ansatz, bereits bei der „Nachwuchswerbung“ Interessent*innen für den Bereich 

Cybercrime zu gewinnen, unterstützt der DGB in dieser Form nicht. Denn Cybercrime ist 

ein Bereich, der besonderes Expertenwissen erfordert, ein solcher Ansatz würde zu Las-

ten von Stellen im Polizeivollzug gehen. 

Die Gründe für die mangelnde Bewerber*innenlage im Bereich Cybercrime liegen aus 

unserer Sicht vor allem darin, dass Anwärter*innen bereits bei ihrer Bewerbung eher 

die Polizeiarbeit im „herkömmlichen Sinne“ vor Augen haben (insb. Unfallaufnahme, 

Bürger*innen „hautnah“ helfen, Tatorte aufnehmen, usw.). Es ist zunehmend festzu-

stellen, dass eine Polizeiarbeit im „herkömmlichen Sinne“ nicht existiert, da diese dem 

Wandel der Zeit unterliegt. Dies zeigt auch die Intention des Entschließungsantrages: 

Es verschieben sich gerade viele Tatorte in den digitalen Raum.  
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Aus diesem Grund besteht aus unserer Sicht die Notwendigkeit, bei sämtlichen Anwär-

ter*innen bereits im Rahmen ihres Studiums an der Polizeiakademie ein grundlegendes 

Verständnis für diese Kriminalitätsformen zu schaffen. 

Auch der Entschließungsantrag formuliert das Ziel, dass alle Studierende der Polizeiaka-

demie dazu befähigt werden sollen, die Grundstrukturen und -prinzipien des Rechts und 

des Datenschutzes zu erkennen und auf IT-Fragen übertragen zu können.  

Dieses Ziel wird vom DGB ausdrücklich unterstützt, denn die Anzeigenaufnahme ist der 

erste Kontakt der Polizei mit der Straftat. Hier ist es erforderlich, dass die Kolleg*innen 

gute IuK-Ersteinschreiter*innen sind und in Grundzügen den Sachverhalt erfassen und 

entscheiden können, ob hier Sofortmaßnahmen durch den Geschädigten oder durch 

den*die Sachbearbeiter*in Cybercrime zu tätigen sind. 

 

 
II. 

Der Entschließungsantrag sieht jedoch weitergehend vor, dass es im Rahmen des Stu-

diums an der Polizeiakademie ein Studienschwerpunkt zur Spezialisierung im Bereich 

Cybercrime geben soll. Zudem verfolgt der Antrag das Ziel, dass im Bereich der Bekämp-

fung der Cyberkriminalität ein Direkteinstieg ermöglicht werden soll, um die Arbeit bei 

der Polizei auch für diejenigen attraktiv zu machen, die nach dem Studium an der Poli-

zeiakademie nicht erst in die Bereitschaftspolizei und in den Einsatz- und Streifendienst 

wollen. 

Eine derartige Spezialisierung und einen etwaigen Direkteinstieg lehnt der DGB ent-

schieden ab.  

 

Mit einer Spezialisierung erwirbt man Expert*innenwissen und der Erwerb von solchem 

Wissen ist unseres Erachtens eine vorrangige Aufgabe der Fortbildung. Eine Spezialisie-

rung im Bereich Cybercrime ist ein solches Expert*innenwissen, welches wie in anderen 

Bereichen auch (Chemiker*innen, Biolog*innen, Daktyloskop*innen etc.), nicht aus 

dem Polizeivollzug selbst bedient werden sollte. 

Das bedeutet nicht, dass der Polizeivollzug in diesen Bereichen nicht tätig wird. Vielmehr 

würde die mit dem Entschließungsantrag beabsichtigte Vermittlung der Grundkennt-

nisse die Beamt*innen im Vollzug befähigen, nach dem Studium Ausbildung - unter 
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Beachtung des Prinzips des lebenslangen Lernens - diese zu vertiefen und kontinuierlich 

zu erweitern. Dadurch kann auch der Bewerbungsknappheit entgegengewirkt werden, 

indem bei Fortbildungen auf dieses Grundverständnis aufgebaut werden kann und die-

jenigen Beamt*innen, die ein Interesse an einer solchen Spezialisierung zeigen, nicht 

von der Fülle der Inhalte abgeschreckt werden. 

 

Dass alle Polizeikommissar-Anwärter*innen in drei Jahren an der Polizeiakademie die-

selbe Ausbildung durchlaufen, hat sich aus Sicht des DGB bewährt. Es ist aus Sicht des 

DGB unabdingbar, dass weiterhin an einer gemeinsamen Ausbildung festgehalten wird.  

Zudem gilt: Die Personalhoheit über die weitere Verwendung, also die Entscheidung 

darüber, wer danach in welchem Bereich arbeiten soll, muss bei den Polizeidirektionen 

und -inspektionen verbleiben. Diese können am besten beurteilen, wer für welche Her-

ausforderungen geeignet ist. 

 

Grundsätzlich gilt es, die Lehrinhalte ständig zu überprüfen und sie an Veränderungen 

der Kriminalität anzupassen.  
 

 


